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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Grundregeln 
für die Lieferung von Magermilchpulver als Nahrungsmittelhilfe im Rahmen 
des Programms 1975 zugunsten bestimmter Entwicklungsländer und 
internationaler Organisationen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse ^), 
zuletzt geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 
465/75 2), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe ; 

Bestimmte Entwicklungsländer und internationale 
Organisationen haben ihren Bedarf an milchpulver- 
haltigen Nahrungsmitteln angemeldet. Diese eiweiß- 
haltigen Nahrungsmittel können in Form von Ma- 
germilchpulver geliefert werden, das in der Gemein- 
schaft erzeugt worden ist und bestimmten Qualitäts- 
kriterien entspricht. 

Eine solche Lieferung muß unter Berücksichtigung 
der in der Gemeinschaft verfügbaren Mengen an 
Magetmilchpulver und der Notwendigkeit durch- 
geführt werden, die Marktverhältnisse nicht zu 
stören. 

Die vorhandenen Mengen lassen im Rahmen des 
Programms 1975 eine Lieferung von 43 600 t Mager- 
milchpulver zu. 

Sofern die sich in öffentlichen Lagern befindlichen 
Milchpulvermengen es nicht erlauben, die vorge- 
nannten Lieferungen durchzuführen, oder nicht den 
Merkmalen für ihre besondere Bestimmung entspre- 
chen, insbesondere wenn der Zusatz von Vitaminen 
und andere Zusätze erforderlich sind, muß die Lie- 
ferung durch Ankauf auf dem Markt der Gemein- 
schaft gesichert werden. 


Um sicherzustellen, daß die Hilfe die Bedürftigen 
tatsächlich erreicht, empfiehlt es sich, die Finanzie- 
rung bestimmter Kosten für die Heranführung und 
Verteilung der Ware zu übernehmen. 

Da die Lieferung zum günstigsten Preis erfolgen 
soll, ist es angebracht, ein Ausschreibungsverfahren 
vorzusehen. Bei Sofortmaßnahmen kann es jedoch 
zweckmäßig sein, aus Gründen einer rascheren Ab- 
wicklung auf ein Verfahren der freihändigen Ver- 
gabe zurückzugreifen. 

Es empfiehlt sich, die Durchführungsbestimmun- 
gen für die bei Ankauf von Magermilchpulver auf 
dem Markt vorgesehenen Maßnahmen wie die 
Durchführungsbestimmungen bei Bereitstellung aus 
öffentlichen Lagerbeständen nach den Verfahren des 
Artikels 30 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 fest- 
zulegen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikell 

Als Nahrungsmittelhilfe im Rahmen des Programms 
1975 werden Entwicklungsländern und internatio- 
nalen Organisationen 43 600 t Magermilchpulver zur 
Verfügung gestellt. 


A r t i k e 1 2 

1. Das in Artikel 1 genannte Magermilchpulver ist 
gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 gekauft worden. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 18. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 52 
vom 28. Februar 1975, S. 8 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 10. April 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Ma 33/75: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11. März 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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2. Gestatten die Mage rmildipul vermengen in 

öffentlicher Lagerhaltung nicht die in Artikel 1 
vorgesehene Lieferung oder weisen sie nicht die 
für ihre besonderen Zweckbestimmungen erfor- 
derlichen Eigenschaften auf, vor allem wenn die- 
se andere Verpackungsbedingungen oder die Bei- 
gabe von Vitaminen und andere Zusätze erfor- 
dern, so wird die Lieferung durch Ankauf von 
Magermilchpulver auf dem Markt der Gemein- 
schaft sichergestellt. Dieser Ankauf wird so 
durchgeführt, daß die normale Preisentwicklung 
auf dem Markt nicht gestört wird. 


Artikel 3 

Zu den in Artikel 1 genannten Zwecken 

a) wird von der Gemeinschaft der Wert des Mager- 
milchpulvers auf der fob-Stufe oder einer ent- 
sprechenden Stufe finanziert, 

b) kann von der Gemeinschaft ausnahmsweise nach 
einem vom Rat nach dem Verfahren des Arti- 
kels 7 gefaßten Beschluß teilweise oder ganz 
finanziert werden: 

— Die Heranführung bis zur Grenze des Emp- 
fängerlandes und gegebenenfalls bis zu den 
Bestimmungsorten ; 

— die Verteilung, wenn diese über eine inter- 
nationale Organisation vorgenommen wird. 


Artikel 4 

Die in Artikel 3 Buchstabe b genannten Beträge 
werden insgesamt oder teilweise in Form eines 
pauschalen Beitrags an das Empfängerland oder die 
internationale Organisation gezahlt, wenn der Lie- 
fervertrag dies vorsieht. 


Artikel 5 

Für die Lieferung des Magermilchpulvers auf der 
fob-Stufe oder auf einer entsprechenden Stufe und 
gegebenenfalls für seine Heranführung sowie für 
seinen etwaigen Ankauf auf dem Markt der Ge- 
meinschaft wird unbeschadet des Artikels 4 ein Aus- 
schreibungsverfahren vorgenommen; dies gilt nicht 
für Sofortmaßnahmen, bei denen ein Verfahren der 
freihändigen Vergabe beschlossen werden kann. 


Artikel 6 

Der Beschluß über die Anwendung des Artikels 2 
Absatz 2 sowie in diesem Fall die Durchführungs- 
bestimmungen zu Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 5 
werden nach dem Verfahren des Artikels 30 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 erlassen. 


Artikel 7 

Die begünstigten Entwicklungsländer und internatio- 
nalen Organisationen sowie die ihnen zugeteilten 
Mengen werden vom Rat nach den in Artikel 43 
Absatz 2 des Vertrages vorgesehenen Abstim- 
mungsverfahren auf Vorschlag der Kommission fest- 
gelegt. 


Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Lieferung von Magermilch- 
pulver an bestimmte Entwicklungsländer und internationale Organisationen 
als Nahrungsmittelhilfe im Rahmen des Programms 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . . des 
Rates vom zur Festlegung der Grund- 

regeln für die Lieferung von Magermilchpulver an 
Entwicklungsländer und internationale Organisatio- 
nen im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe, insbeson- 
der auf die Artikel 3 und 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe : 

Die Verordnung (EWG) Nr. . . . sieht die Liefe- 
rung von 43 600 1 Magermilchpulver an Entwick- 
lungsländer und internationale Organisationen im 
Rahmen der Nahrungsmittelhilfe vor. 

Es empfiehlt sich, diese Mengen auf die einzel- 
nen Länder und Organisationen, deren Anträgen 
stattgegeben wird, zu verteilen und die Finanzie- 


rungsweise festzulegen, gleichwohl aber eine Reser- 
ve für unvorhergesehene Fälle in Höhe von 4500 t 
zu behalten, die später aufgeteilt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Zuteilung der in der Verordnung (EWG) Nr. . . . 
als Nahrungsmittelhilfe im Rahmen des Programms 
1975 vorgesehenen 43 600 t Magermilchpulver und 
die Finanzierungsweise werden im Anhang fest- 
gelegt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Programm zur Lieferung von Magermilchpulver im Rahmen der Nahningsmittelhilfe 


Empfängerland und Organisation 

Zugewiesene 
Mengen in t 

Finanzierungsweise 

Afghanistan 

200 

FOB 

Bangladesh 

3 000 

CIF 

Haiti 

200 

FOB 

Indien 

5 000 

FOB 

Jordanien 

600 

FOB 

Mauritius 

200 

FOB 

Peru 

450 

FOB • 

Arabische Republik Ägypten 

600 

FOB 

Ruanda 

350 

FOB 

Sri Lanka 

1 000 

FOB 

Sudan 

300 

FOB 

Tansania 

2 000 

CIF 

Jemen 

200 

FOB 

Organisationen 



UNICEF 

i 3 000 

frei Bestimmungsort 

UNRWA 

2 000 

CIF 

WEP 

20 000 

FOB + Pauschalbeitrag 

Reserve 

4 500 

in Höhe von 80 RE/t zu 
den Heranführungs- 
und Verteilungskosten 

Insgesamt 

43 600 
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Vorschlag eines Beschlusses (EWG) des Rates über die Erstellung von 
Modalitäten für die Durchführung der Nahrungsmittelhilfe mit den in vorgenannter 
Verordnung in Aussicht genommenen Entwicklungsländern und Organisationen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
p äischen W irtsdiaf tsgemeinsdiaf t, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe : 

Bestimmte Entwicklungsländer und internationale 
Organisationen haben Anträge auf Lieferung von 
Magermilchpulver als Nahrungsmittelhilfe gestellt. 
Es empfiehlt sich, aufgrund dieser Anträge eine Ge- 
samtmenge von 39 100 t Magermilchpulver bereit- 
zustellen und daher die Kommission zu ermächtigen, 
mit diesen Ländern und Organisationen sofort Ver- 
handlungen aufzunehmen nach Aufstellung von 
Durchführungsmodalitäten — 

BESCHLIESST; 

Artikel 1 

Die Kommission wird ermächtigt, zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den ein- 


zelnen Entwicklungsländern und Organisationen, die 
in der Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates über 
die Lieferung von Magermilchpulver an bestimmte 
Entwicklungsländer und internationale Organisatio- 
nen im Rahmen des Nahrungsmittelhilfeprogramms 
1975 auf geführt sind, Verhandlungen im Hinblick 
auf den Abschluß von Abkommen über die Liefe- 
rung von Magermilchpulver im Rahmen einer Nah- 
rungsmittelhilfe aufzunehmen. Sie führt diese Ver- 
handlungen gemäß den in der vorgenannten Ver- 
ordnung und in der Verordnung (EWG) Nr. . . . des 
Rates über die Lieferung von Magermilchpulver im 
Rahmen des Nahrungsmittelhilfeprogramms 1975 
enthaltenen Bestimmungen. 


Ar tikel 2 

Die Kommission kann die Lieferungen von Mager- 
milchpulver zugunsten der Entwicklungsländer und 
internationaler Organisationen anlaufen lassen, 
sobald die Durchführungsmodalitäten mit diesen 
Ländern und Organisationen vereinbart worden 
sind. 
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Begründung 


Ziel des Vorschlags ist, das mit den Haushaltsbe- 
schlüssen auf ein Volumen von insgesamt 55 000 t 
fixierte Nahrungsmittelhilfeprogramm für Mager- 
milchpulver im einzelnen darzulegen. Zum Pro- 
gramm gehören: 

— Eine grundlegende Verordnung, zu der das Euro- 
päische Parlament Stellung nehmen muß, 

— Durchführungsbestimmungen zur vorerwähnten 
Verordnung, 

— ein Beschluß des Rates zur Aufnahme von Ver- 
handlungen mit den Empfängerländern, 

— ein Finanzierungsbeiblatt 

Die Kommission würde es begrüßen, wenn der Rat 
und das Parlament möglichst schnell hierüber berie- 
ten, da die Nahrungsmittelhilfe meist für besonders 
notleidende Gebiete bestimmt ist (Bangladesh, In- 
dien, Tansania usw.). 

I. Allgemeines 

1. Bei der Zusammenstellung des vorliegenden 
Programms hielt sich die Kommission an die bei der 
Ausarbeitung des Getreideprogramms für 1975 be- 
folgten Grundsätze, die sich der in der Arbeitsunter- 
lage „Fresque de l'action communautaire, demain" 
niedergelegten Auffassung decken. 

Die Kommission wollte mithin auch in erster Linie 
unbedingt denjenigen helfen, die am meisten leiden 
und vielleicht als erste sterben müssen. Hierunter 
fällt vor allem die Bevölkerung des indischen Sub- 
kontinents, der Sahelzone und aller von größter Not 
geprägter Regionen. 

Somit enthält auch der jetzige Vorschlag trotz der 
im Verhältnis zu 1974 nicht mehr so umfangreichen 
Hilfsaktionen für die Sahel-Länder, deren Bedarf 
sich verringert hat, für die besonders notleidenden 
Länder ebensoviel Schwerpunkte wie bisher. So sind 
82 V. H. der Direkthilfe für den indischen Subkon- 
tinent, die Sahelzone und die ärmsten ostafrikani- 
schen Länder (Äthiopien, Somalia und Tansania) 
bestimmt. 

2. Diese Schwerpunktbildung reicht jedoch nicht 
aus, um den Bedarf der genannten Länder (insge- 
samt wurden mindestens 214 000 t beantragt) in vol- 


lem Umfang zu decken, da die Gemeinschaft im 
Gegensatz zum Getreidesektor der hauptsächliche 
Lieferant für diese Erzeugnisse ist. Beispielsweise 
können in Indien bei Zuweisung von 16 500 t als 
direkte oder indirekte Hilfe - über das Welternäh- 
rungsprogramm oder über die UNICEF - mit der 
genannten Menge nur 1 500 000 Menschen ein Jahr 
lang verpflegt werden, während Millionen hungern 
oder schlecht ernährt sind. 

3. Unter diesen Umständen dürfte ein Programm 
mit einem Volumen von nur 55 000 t unzureichend 
sein, und die Kommission ist der Auffassung, daß 
die vorgeschlagene Menge von 72 000 t im Haushalt 
1975 beibehalten werden sollte. Dieser Vorschlag 
hatte die Zustimmung des Europäischen Parlaments 
gefunden, das, um die Lieferung dieser Mengen zu 
ermöglichen, den Rat ersuchte, die Kredite in der 
von der Kommission geforderten Höhe zu erhalten. 
Außerdem hatte die Welternährungskonferenz die 
Notwendigkeit einer Aufstockung der Nahrungs- 
mittelhilfe dieses Typs bestätigt. 

Daher muß bei der demnächst im Rat stattfindenden 
Diskussion über die Verwirklichung der Resolution 
der Weltemährungskonferenz die Frage der Auf- 
stockung auf ein Volumen von 72 000 t neu erörtert 
werden. 

4. Die Kommission möchte unterstreichen, daß sie 
ebenso wie es beim Programm Getreide der Fall 
war, mit dem WEP Diskussionen führen wird, um 
eine bessere Koordinierung als in der Vergangen- 
heit zu erreichen, zwischen den direkten Maßnah- 
men der Gemeinschaft und den von dieser Orga- 
nisation durchgeführten Maßnahmen. Auch mit der 
FAO hat es einen Gedankenaustausch über die 
Analyse des Bedarfs an Magermilchpulver der nach- 
suchenden Länder gegeben. 

IL Bei der Gemeinschaft beantragte Nahrungsmittel- 
hilfe in Form von Magermilchpulver 

Bei der Gemeinschaft sind 32 Anträge auf Gewäh- 
rung von Nahrung'smitt eihilf e in Form von Mager- 
milchpulver eingegangen. 

Das Gesamtvolumen beträgt 214 000 1. Die Einzel- 
anträge enthält Übersicht 1. 
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AN DIE GEMEINSCHAFT GERICHTETE ANTRÄGE 
AUF NAHRUNGSMITTELHILFE 
IN FORM VON MAGERMILCHPULVER 


Antragsteller 

Beantragte Menge in t 

1. Zentral- und westafrikanische Länder 


Sahelzone 

15 000 

Ruanda 

1 000 

Guinea Bissau 

— 

Kapverdische Inseln 

— 

Ostafrika 


Ägypten 

7 000 

Äthiopien 

2 000 

Mauritius 

— 

Somalia 

6 500 

Sudan 

10 000 

Tansania 

11 000 

Kenya 

— 

Naher Osten 


Jordanien 

4 400 

Libanon 

500 

Jemen 

1 500 

Syrien 

, — 

Südasien 


Äfghanistan 

1300 

Bangladesh 

30 000 

Indien 

20 000 

Indonesien 

1 000 

Sri Lanka 

1 000 

Pakistan 

200 

Lateinamerika 


Haiti 

1 500 

Honduras 

200 

Peru 

4 000 

II. Organisationen 


WEP 

50 000 

UNICEF 

30 000 

UNRWA 

2 000 

Katholisches Hilfswerk 

13 700 

INSGESAMT 

213 800 


Es fällt auf, daß fünf im Rahmen des Programms 
für 1974 Begünstigte (Marokko, Tunesien, Philippi- 
nen, Uruguay und das IKRK) in diesem Jahr 
keinen Antrag eingereicht haben. Ihnen stehen je- 
doch 9 neue Antragsteller gegenüber, und zwar 
Ruanda, Mauritius, Somalia, Tansania, Syrien, Sri 
Lanka und Kapverdische Inseln. 


III. Wichtigste Antragsarteii 
A. Von Ländern gestellte Anträge 
Hier sind zu unterscheiden 

a) Anträge auf Gewährung normaler Nahrungs- 
mittelhilfe mit folgender Zweckbestimmung 
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— unentgeltliche Verteilung der Ware an be- 
stimmte Bevölkerungsgruppen (Ägypten, Tan- 
sania für einen Teil der beantragten Mengen, 
Jordanien, Libanon, Jemen, Syrien, Afghani- 
stan und Bangladesh) ; 

— Verkauf auf dem lokalen Markt bei Finan- 
zierung von Entwicklungsvorhaben mit der 
Hilfe der erzielten Erlöse (Sudan, Tansania 
für einen Teil der beantragten Mengen, In- 
dien, Indonesien, Sri Lanka, Haiti und Peru). 

b) Anträge auf Gewährung von Soforthilfe 

Hier sollen durch unentgeltliche Verteilung sol- 
che Bevölkerungsgruppen Nahrungsmittel erhal- 
ten, die infolge von Katastrophen oder unvor- 
hersehbaren Ereignissen in Not geraten sind, wie 
z. B. die Sahel-Länder, Äthiopien, Somalia, 
Guinea Bissau, Kapverdische Inseln und Paki- 
stan. Die erwähnten Anträge (Pakistan ausge- 
nommen) werden nur nachrichtlich aufgeführt, 
da sie Gegenstand besonderer Vorschläge sind. 

B. Von Organisationen gestellte Anträge 

Die von Organisationen eingereichten Anträge ge- 
hen in folgende Richtung: 

— Der Antrag des WEP zielt darauf ab, in erster 
Linie Entwicklungsvorhaben in den in Übersicht 
VI des Anhangs genannten Ländern durchzu- 
führen; 

— der Antrag der UNRWA geht dahin, im Rahmen 
ihres Hilfsprogramms den Nahrungsmittelbedarf 
der Palästinaflüchtlinge zu decken-, 

— die UNICEF will mit ihrem Antrag durch nor- 
male wie auch durch Sofortaktionen den Nah- 
rungsmittelbedarf schwacher Bevölkerungsgrup- 
pen (Kinder und schwangere Frauen) sichern; 

— Ziel des Antrags des Katholischen Hilfswerk ist 
die Durchführung von Entwicklungsvorhaben. 

VI. Sichtung der Anträge 

A. Kriterien für die Wahl der Länder und die 
mengenmäßige Aufgliederung 

1. Anträge auf Gewährung normaler Nahrungs- 
mittelhilfe 

Die Anträge werden anhand nachstehender Kri- 
terien geprüft: 

a) Bedarf 

Unter Berücksichtigung der Besonderheiten 
des Erzeugnisses (hoher Nährwert, wobei der 
nährwertbedingte Bedarf eine weitaus grö- 
ßere Rolle spielt als der rein ökonomische 
Bedarf) muß der nährwertbedingte Bedarf zu- 
grunde gelegt werden. Hier wird einhellig 
anerkannt, daß in den Entwicklungsländern 
eine große Nährwertlücke klafft^), haupt- 
sächlich wegen eines zu geringen Verbrauchs 


an Milcherzeugnissen. Unter diesem Gesichts- 
punkt könnte den Antragstellern mithin Nah- 
rungsmittelhilfe der Gemeinschaft gewährt 
werden. Dies allein genügt jedoch nicht, da 
die insgesamt verfügbaren Mengen unter Be- 
rücksichtigung des Bedarfs so gerecht wie 
möglich verteilt werden müssen. Daher wurde 
der nährwertbedingte „Bedarf" je nach An- 
tragsart besonders sorgfältig veranschlagt. 

b) Bei den Anträgen auf Gewährung normaler 
und zur unentgeltlichen Verteilung bestimm- 
ter Nahrungsmittelhilfe (vgl. beiliegende 
Übersicht I) wurde der nährwertbedingte Be- 
darf aufgrund der vom Empfängerland mit- 
geteilten Zahl der während des in Betracht 
kommenden Zeitraums (im allgemeinen ein 
Jahr) zu verpflegenden Menschen mit täglich 
30 g pro Person angesetzt. 

c) Im Falle der Anträge auf Gewährung norma- 
ler, zum Verkauf bestimmter Nahrungsmittel- 
hilfe (vgl. beiliegende Übersicht II) wurde 
der Bedarf ausgehend von der üblichen Ein- 
fuhr des Landes veranschlagt. Da diese Zahl 
jedoch den im Rahmen des Handels in Er- 
scheinung tretenden Bedarf übrigens auch nur 

.annähernd wiedergibt ^) und dieser Bedarf 
weit unter dem nährwertbedingten Bedarf 
liegt, wurden die Angaben mit der Bevölke- 
rungszahl gewichtet. 

2. Jährliches Pro-Kopf-Einkommen unter 300 $ 

(vgl. beiliegende Übersicht II) 

Ein Land mit einem etwas über 300 $ liegenden 
Einkommen kann jedoch berücksichtigt werden, 
wenn die anderen beiden Kriterien zutreffen. 


1) Ein Antrag des IKRK liegt deshalb nicht vor, weil im 
Rahmen des Programms für 1974 noch 3000 t zu liefern 
sind. 

2) Selbstverständlich kann sich die Lage der Antrag- 
steller in der Zeit zwischen Antragstellung und Lie- 
ferung der Nahrungsmittelhilfe noch ändern? in wel- 
cher Weise die Nahrungsmittelhilfe verwendet wer- 
den soll, wird jedenfalls im Zuge der Verhandlungen 
mit den Empfängern noch festgelegt. 

3) Die Sichtung erstreckt sich nicht auf die Eilanträge? 
diese werden in gesonderten Vorschlägen behandelt 
(Sahel-Länder, Äthiopien, Somalia, Guinea Bissau und 
Kapverdische Inseln). Gleiches gilt für den von 
Pakistan gestellten Antrag auf Gewährung von Sofort- 
hilfe, zu dem die pakistanische Regierung noch wei- 
tere Angaben übermitteln muß. 

4) Man erhält eine Vorstellung von der bei den antrag- 
stellenden Ländern vorhandenen Nahrungsmittellücke, 
wenn man von der für die unentgeltliche Verteilung 
in Aussicht genommenen Tagesration pro Person 
(30 g Magermilchpulver, d. h. ca. 330 g flüssige Milch) 
oder von der in den EWG-Ländern verfügbaren Men- 
ge (400 bis 700 g) ausgeht und der in den Entwick- 
lungsländern verfügbaren Menge gegenüberstellt: 
Indien (116 g), Sri Lanka (54 g), Afghanistan (89 g), 
Ägypten (135 g) und Tansania (159 g). 

5) Soweit darin auch die Einfuhr der zur unentgeltlichen 
Verteilung bestimmten Milch enthalten ist und in eini- 
gen Ländern eine Politik der Einfuhrbeschränkung 
betrieben wird. 
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3. Zahlungsbilanzdefizit 

(vgl. beiliegende Übersichten IV und V) 

Besonders berücksichtigt wird die Lage der Län- 
der, die unter Inrechnungstellung der von ande- 
rer Seite erhaltenen Hilfe vom jüngsten Preis- 
anstieg der Rohstoffe am stärksten betroffen 
werden. In der derzeitigen Situation kommt die- 
sem Kriterium besondere Bedeutung zu. Es zeigt 
den Stand der Zahlungsbilanz des Jahres 1974, 
die weitgehend von der Nahrungsmittel- und 
Energiekrise der letzten beiden Jahre beeinflußt 
wird. Hier wird besonders auf die beigefügte 
Übersicht V verwiesen, die die Zahlungsbilanz- 
salden für 1974, bezogen auf die für das genann- 
te Jahr projizierte Gesamteinfuhr wiedergibt. Ob- 
wohl beispielsweise Indien das größte Zahlungs- 
bilanzdefizit aufweist (Übersicht IV), wird dabei 


deutlich, daß Indiens Lage zwar sehr ernst, je- 
doch weniger schlecht ist als die Lage der Repu- 
blik Bangladesh, die ihre Einfuhr um mehr als 
20 V. H. kürzen müßte, während bei Indien eine 
16,8 V. H.-Kürzung ausreichen würde, um die 
Zahlungsbilanz wieder ins Gleichgewicht zu brin- 
gen. 

B. Ergebnisse 

Aus nachstehender Übersicht 2, in der die beigefüg- 
ten Übersichten zusammengefaßt werden, geht her- 
vor, daß von den 16 Ländern, die Anträge auf Ge- 
währung normaler Nahrungsmittelhilfe gestellt ha- 
ben, 11 die drei geforderten Voraussetzungen erfül- 
len, während 4 Länder (Jordanien, Syrien, Indone- 
sien und Peru) nur zwei und 1 Land (Libanon) nur 
einem Kriterium entsprechen. 


Übersicht 2 


Länder die Nahrungsmittelhilfe in Form von 
Magermilchpulver beantragt haben 


Land 

Bedarf 
in t 

Geschätzte 

Bevölkerung 

Jahresmitte 

1974 

1000 Einw. 

Durchs chnittl. 

Jahres- 
einkommen 
je Einwohner 

Zahlungs- 
bilanzsaldo im 
Jahre 1974 7) 
Mio $ 

Zahlungs- 
bilanzsaldo 
1974 7) in V. H. 
der Einfuhr 

Anträge 






unentgeltliche Verteilung 






Bangladesh 

30 000 

78 620 

70 

— 375 

— 28,3 

Ägypten 

7 000 

37 547 

220 

— 53 

— 1,9 

Jordanien 

2 700 

2 646 

260 

+ 35 

+ 8,0 

Afghanistan 

750 

18 709 

80 

— 8 

— 4,0 

Mauritius 

650 

941 

280 

— 13 

— 7,2 

Jemen 

630 

6 406 

90 

— 11 

— 5,0 

Libanon 

500 

3 137 

660 

+ 278 

+ 15,0 

Syrien 

320 

7 056 

290 

+ 154 

+ 18,7 

Ruanda 

270 

4 149 

60 



Pakistan ®) 


66 600 

130 

— 155 

— 8,6 

Anträge Verteilung 






durch Verkauf 






Indien 

43 000 

588 038 

110 

— 820 

— 16,8 

Indonesien 

30 000 

137 120 

80 

+ 853 

+ 15,5 

Peru 

29 000 

15 366 

480 

— 73 

— 4,5 

Sri Lanka 

11000 

13 186 

100 

— 69 

— 9,7 

Sudan 

2 800 

17 774 

120 

— 46 

— 8,5 

Haiti 

1 660 

5 700 

120 

— 8 


Anträge untentgeltliche 






Verteilung sowie Verteilung 






durch Verkauf 






Tansania 

11 860 

14 352 

110 

— 120 

— 16,4 


6) Der Antrag Kenyas wurde in diesem Stadium nicht analysiert, da noch zusätzliche Informationen von der Regie- 
rung dieses Landes übersandt werden müssen. 

7) + = Überschuß; — = Defizit 


ö) Antrag auf Gewährung von Soforthilfe für die Erdbebenopfer 
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Von den letzten fünf Ländern müßte Jordanien, das 
die Voraussetzung „Zahlungsbilanzdefizit" nicht er- 
füllt, wegen der im Lande lebenden und eine schwere 
Belastung darstellenden 250 000 Flüchtlinge berück- 
sichtigt werden. 

Peru soll trotz eines Pro-Kopf-Einkommens von 
480 $ wegen seines Zahlungsbilanzdefizit^ für die 
Gewährung von Nahrungsmittelhilfe in Betracht 
gezogen werden. 

Folgende Länder sollen wegen ihrer aktiven Zah- 
lungsbilanz und / oder eines hohen Pro-Kopf-Ein- 


kommens nicht berücksichtigt werden: Libanon, 
Syrien und Indonesien, 

VL Die Vorschläge der Kommission 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausfüh- 
rungen schlägt die Kommission bezüglich der Ver- 
teilung der 55 000 t Magermilchpulver nachstehende 
Regelung vor (Übersicht 3), wobei sich der Vor- 
schlag auch auf die unter Zugrundelegung der 
Haushaltsmittel festgelegten Lieferbedingungen er- 
streckt (vgl. Finanzierungsbeiblatt), 


Vorschlag der Kommission 


Übersicht 3 


Programm für 1975 zur Lieferung von Magermildhpulver im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe 


Land bzw. Organisation 

Menge in t 

Art der Lieferung 

Programm für 1974 

Ostafrika 




Äthiopien 

1 600 ») 

frei Bestimmungsort ®) 

2 500 

Mauritius 

200 

FOB 

— 

Somalia (Reserve) 

2 000 ö) 

frei Bestimmungsort ^) 

— 

Sudan 

300 

FOB 

300 

Tansania 

2 000 

CIF 12) 

— 

Ägypten 

600 

FOB 

450 

Zentral- und Westafrika 




Sahelzone 

7 400 ») 1«) 

frei Bestimmungsort ®) 

11 500 

Ruanda 

350 

FOB 

— 

Guinea Bissau 

250 ‘2) 

CIF 12) 

— 

Kapverdische Inseln 

150 »2) 

CIF 12) 


Naher Osten 




Jordanien 

600 

FOB 

600 

Jemen 

200 

FOB 

300 

Südasien 




Afghanistan 

200 

FOB 

300 

Bangladesh 

3 000 

CIF 12) 

2 000 

Pakistan 

nachrichtlich ^^) 

FOB 

600 

Indien 

5 000 

FOB 

2 750 

Sri Lanka 

1 000 

FOB 

— 

Lateinamerika 




Peru 

450 

FOB 

100 

Haiti 

200 

FOB 

— 

Honduras 

nachrichtlich ^^) 



Zwischensumme 

25 500 



Organisationen 




WEP 

20 000 

FOB 4- Pauschalbeitr. 

20 000 

UNICEF 

3 000 

in Höhe von 80 RE/t 


UNICEF 

3 000 

frei Bestimmungsort 

2 250 

UNRWA 

2 000 

CIF 

1 600 

Reserve 

4 500 


6 000 1^) 

Sonstige Empfänger 

— 


3 750 14) 

Insgesamt 

55 000 


55 000 


9) Aktionen für Sahelzone und Äthiopien bereits beschlossen; Beschluß für Somalia steht bevor. 10) Davon 1.50 t als 
Reserve. 11) Bisher liegt noch kein Vorschlag zur Lieferung einer bestimmten Menge vor, da weitere Angaben über 
den Bedarf der notleidenen Bevölkerungsgruppen bei der Regierung eingeholt werden müssen. 12) Diese Aktion fällt 
unter einen besonderen Vorschlag. 13) Verwendung wie folgt; Zypern 200t, Honduras 90t, Sahelzone 3.650t, Äthi- 
opien 500t, Somalia 160t und Gambia 500t. 14) Davon IKRK 3000t, Marokko 100t, Tunesien 100t, Libanon 100t, Indo- 
nesien 250 t, Philippinen 100 t und Uruguay 100 t. 
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Das Programm weist nachstehende Hauptmerkmale 
auf: 

1 . Konzentration der Direkthilfe 
auf die bedürftigsten Länder 

Dies kommt darin zum Ausdruck, daß den Ländern 
des indischen Subkontinents und der Sahelzone 
sowie den ärmsten ostafrikanischen Ländern (Äthio- 
pien, Somalia und Tansania) 21 000 t, d. h. 82 v. H. 
der zugeteilten Direkthilfe, zugewiesen werden. 
Dies ist nach Meinung der Kommission die Mindest- 
menge, die bereits jetzt anhand der Anträge der 
genannten Länder gewährt werden muß. 

Es muß hervorgehoben werden, daß von den im 
Rahmen der Direkthilfe zugewiesenen 25 500 t etwa 
18 000 t, d. h. 70 V. H., zur unentgeltlichen Vertei- 
lung bestimmt sind. 

Dies wird somit dazu beitragen, die Ernährungslage 
der anfälligsten Bevölkerungsgruppen zu verbes- 
sern. Im übrigen ist die kommerzielle Nachfrage 
nach Milch im Gegensatz zur Situation bei Getreide 
und Fett, die in den Entwicklungsländern Massen- 
nahrungsmittel und wichtigste Kalorienspender sind, 
relativ gering. Infolgedessen stellt die unentgelt- 
liche Verteilung der EG-Nahrungsmittelhilfe eine 
bessere Sicherung gegen die anti- Ökonische Aus- 
wirkung der Hilfe auf die örtliche Erzeugung und 
die übliche kommerzielle Einfuhr dar. 

2. Zuteilung von 25 000 t im Rahmen 
der indirekten Hilfe 

— 20 000 t für dasWEP, d, h. gleiches Volumen wie 
im Rahmen des Programms für 1974 

— 3000 t für die UNICEF (2250 t im Jahre 1974) 

— 2000 t für die UNRWA (1600 t im Jahre 1974). 

a) Im Falle der Aktion für das WEP bittet die Kom- 
mission den Rat, bei der Beschlußfassung über 
das Programm der Gemeinschaft gleichzeitig fest- 
zulegen, wie die genehmigte Menge zu vertei- 
len ist. Damit soll größere Übereinstimmung 
zwischen den Maßnahmen der Gemeinschaft und 
denen des WEP erzielt werden (dies läßt ebenso 
wie bei den Direktaktionen der Gemeinschaft 
die gleichen Bemühungen um Konzentration auf 
die ärmsten Länder erkennen); gleichzeitig sol- 
len auf diese Weise die Direktaktionen zügiger 
durchgeführt werden (geringere Entscheidungs- 
fristen). Dies stellt eine eindeutige Verbesserung 
der bisher angewandten Verfahren gegenüber 
dem WEP dar. 

Der Rat wird gebeten, die für die einzelnen Re- 
gionen und Länder (s. beiliegende Übersicht VI) 
in Aussicht genommenen Mengen, die auf regio- 
naler Ebene als definitiv, im Falle der einzelnen 
Länder jedoch nur als Anhaltspunkt anzusehen 
sind, zu genehmigen. Wie in früheren Fällen 


würde die Kommission die Aufgliederung der 
Mengen nach Ländern innerhalb des jeweils für 
die Regionen angesetzten Volumens auf Ersu- 
chen des WEP ändern, wenn besondere Umstän- 
de dies erforderten, wobei die Einbeziehung 
neuer Empfänger selbstverständlich von der Ge- 
nehmigung des Rates abhängig gemacht würde. 

Wie bereits in ihrem Memorandum angekün- 
digt, hält es die Kommission darüber hinaus für 
erforderlich, gegebenenfalls vom WEP und der 
EWG gemeinsam durchzuführende Vorhaben an- 
zusteuern. Diese könnten nach Zustimmung der 
Empfängerländer in der Weise in Angriff genom- 
men werden, daß mit Hilfe von Gegenwert- 
mitteln der Gemeinschaftshilfe bestimmte Bei- 
träge zur Finanzierung einiger zur Realisierung 
des WEP-Vorhabens erforderlicher Ausgaben in 
örtlicher Währung eingesetzt würden; daneben 
käme gegebenenfalls auch eine Magermilchpul- 
verspende im Rahmen der Direkthilfe der Ge- 
meinschaft für WEP-Projekte in Betracht. Das 
vom WEP angestrebte Ziel, gemeinsame Vor- 
haben durchführen zu können, könnte zu einer 
neuen Form der Zusammenarbeit mit der ge- 
nannten Organisation führen und damit der 
Tätigkeit des WEP mehr Gewicht verleihen. 

b) Bezüglich der Aktionen zugunsten der UNICEF 
bittet die Kommission den Rat ebenfalls darum, 
in der Frage der Zuweisung der genehmigten 
Menge (vgl. beiliegende Übersicht VII) einen 
Beschluß zu fassen, und zwar aus den gleichen 
Erwägungen und bei den unter a) in Absatz 1 
und 2 dargelegten Verfahren. 

c) Im Falle der Aktion zugunsten der UNRWA, 
wodurch vorgenannte Organisation die Möglich- 
keit erhalten soll, den Flüchtlingen des Mittle- 
ren Ostens die im Rahmen ihres Verteilungs- 
programms in Aussicht genommenen Nahrungs- 
mittel zu liefern, spricht sich die Kommission 
dafür aus, die bisherigen Bemühungen der Ge- 
meinschaft fortzusetzen, damit die UNRWA Wei- 
terarbeiten kann. Gleichzeitig betont die Kom- 
mission jedoch, daß hier ein endgültiger Be- 
schluß erst gefaßt werden sollte, wenn* die be- 
troffenen Länder des Mittleren Ostens ihr Inter- 
esse an einer Weiterführung der Tätigkeit der 
genannten Organisation bekunden und den 
Wunsch äußern, die Kommission möge hier einen 
Beitrag leisten. 


3. Anlage einer auf 4500 t begrenzten Reserve 

In Anbetracht dessen, daß der Bedarf der ärmsten 
Länder wie bereits hervorgehoben unverzüglich 
gedeckt und 25 000 t der indirekten Nahrungsmittel- 
hilfe zugewiesen werden sollten, ist eine solche 
Reserve nötig. Dabei sollte jedoch das Volumen der 
Reserve unter Berücksichtigung der bereits für So- 


ll 



Drucksache 7/3486 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


malia (2000 t) und die Sahel-Länder (1150 t; diese 
Menge ist in den in der Übersicht aufgeführten 
7400 1 mitenthalten) ^®) gebildeten Reserven ange- 
setzt werden. 

Diese 4500 t umfassende Reserve soll 1975 in erster 
Linie dann eingesetzt werden, wenn es zu Natur- 
katastrophen oder Konfliktsituationen kommt. Durch 
Einsatz der Reserve könnten in solchen Fällen auf- 


tretende schwere Notlagen behoben und außerdem 
die genehmigten Mengen gegebenenfalls aufge- 
stockt werden. 


15) Weitere Zuwendungen sind wegen dieser Reserven 
sowie auf Grund der in den Sahel-Ländern nunmehr 
günstigeren Verhältnisse und der zur Zeit laufenden 
Lieferungen für Somalia (1110 t für die genannten 
Länder geplant). 


Finanzieningsbeiblatt 

Programm zur Lieferung von Milcherzeugnissen im Jahre 1975 
Aufwendungen zu EG-Binnenmarktpreisen sowie Verbuchungsstelle 


1. Programm 1 000 RE 

Butteroil (vgl. gesonderte Mitteilung) 63 880 

11. Bereits beschlossene oder vorgeschlagene Programme zur Lieferung von Magermilchpulver 


Sahelzone und Äthiopien 

9 000 t 

7 700 

Somalia 

2 000 t 

1 710 

Guinea Bissau 

250 t 

204 

Kapverdische Inseln 

150 t 

122 



9 736 



(43 600 t) 


III. Programm zur Lieferung von Magermilchpulver an sonstige Empfänger 


a) Wert des Grundstoffs 

43 600 X 696 RE/t 

30 346 

b) Transport 



WEP 

20000 X 80 RE/t 

1 600 

UNICEF 

3 000 X 115 RE/t 

345 

UNRWA 

2 000 X 80 RE/t 

160 

c) Vitaminebeigaben 

6 000 X 2 RE/t 

12 

IV. Insgesamt 


106 087 

V. Verbuchungsstelle 



Haushaltsplan für 1975 Artikel 921 

Hier veranschlagte Gesamtmittel 


106,4 Mio RE. 
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Übersicht I 

Für 1975 veranschlagter Magermilchpulverbedarf der Länder, die einen Antrag auf Gewährung normaler 
zur unentgeltlichen Verteilung bestimmter Nahrungsmittelhilfe gestellt haben 


Land 

Zahl der 
Bedürftigen 

Dauer der 
Verteilung 
(in Monaten) 

Bedarf unter 
Zugrundelegung 
einer Tagesration 
von 30 g pro Person 

Beantragte 

Menge 

Bangladesh 

2 800 000 

12 

30 000 

30 000 

Ägypten 

648 000 1) 

12 

7 000 

7 000 

Tansania 

500 000 

12 

5 400 

5 250 2) 

Jordanien 

250 000 

12 

2 700 

4 440 

Mauritius 

130 000 

8 

936 



(ecoliers) 


1 614 



60 000 

12 

648 3) 



(nourissons 





& meres) 




Afghanistan 

70 000 

12 

750 

1 300 

Jemen 

117 000 

6 

630 

1 300 

Libanon 

46 000 1) 

12 

500 

500 

Syrien 

30 000 

12 

320 

- 

Ruanda 

500 000 

2 

1 000 

1 000 


Kinder 





1) Auf Grund der beantragten Menge und einer zwölfmmonatigen Tagesration von 30 g berechnet. 

2) Hinzu kommen 7500 t, die im Rahmen der „Verteilung durch Verkauf" beantragt wurden. 
Deckung für 960 1 bereits gesichert. 


Übersicht II 


Für 1975 veranschlagter Magermilchpulverbedarf der Länder, die einen Antrag auf Gewährung norma- 
ler zum Verkauf bestimmter Nahrungsmittelhilfe gestellt haben 


Land 

Gesamte Milcheinfuhr 
in Magermilchpulver 
äquivalent (in t) 

Geschätzte 
Bevölkerung 1974 
(1000 Einwohner) 

Indien 

43 000 

588 000 

Indonesien 

30 000 

137 000 

Peru 

29 000 

15 000 

Sri Lanka 

11000 

14 000 

Tansania 

6 460 

14 352 

Sudan 

2 800 

17 774 

Haiti 

1 660 

5 700 
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Übersicht III 


Übersicht IV 


Pro-Kopf-Einkommen im Jahre 1971 



us-$ 

Geschätzte 
Einwohnerzahl (1974) 
(in Tausend) 

Ruanda 

60 

4 149 

Bangladesh 

70 

78 620 

Indonesien 

80 

137 120 

Afghanistan 

80 

18 709 

Jemen 

90 

6 406 

Sri Lanka 

100 

13816 

Indien 

110 

588 038 

Tansania 

110 

14 352 

Sudan 

120 

17 774 

Haiti 

120 

5 700 

Pakistan 

130 

66 600 

Ägypten 

220 

37 547 

Jordanien 

260 

2 646 

Mauritius 

280 

941 

Syrien 

290 

7 056 

Peru 

480 

15 366 

Libanon 

660 

3 137 


1) Quelle: Vereinte Nationen 


Zahlungsbilanzsaldo im Jahre 1974 


— = Defizit 
+ = Überschuß 



Mio US-$ 

Indien 

— 820 

Bangladesh 

— 375 

Pakistan 

— 155 

Tansania 

— 120 

Peru 

— 73 

Sri Lanka 

— 69 

Ägypten 

— 53 

Sudan 

— 46 

Mauritius 

— 13 

Jemen 

— 11 

Afghanistan 

— 8 

Haiti 

— 8 

Jordanien 

+ 35 

Syrien 

+ 154 

Libanon 

+ 278 

Indonesien 

+ 853 


1) Nach halbamtlichen Projektionen des IWF 


14 



Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3486 


Übersicht V 

Zahlungsbilanz 1974. Defizit oder Überschuß in v. H. der Projizierten Einfuhr^) 



v.H. 

Bangladesh 

— 28,3 

Indien 

— 16,8 

Tansania 

— 16,4 

Sri Lanka 

— 9,7 

Pakistan 

— 8,6 

Sudan 

— 8,5 

Haiti 

— 7,6 

Mauritius 

— 7,2 

Jemen 

— 5,0 

Peru 

— 4,5 

Afghanistan 

— 4,0 

Ägypten 

— 1.9 

Jordanien 

+ 8,0 

Libanon 

+ 15,0 

Indonesien 

+ 15,5 

Syrien 

+ 18,7 


1) Nach halbamtlichen Projektionen des IWF 


Übersicht VI 

Regionale Aufgliederung der vom WEP vorgeschlagenen Nahrungsmittelhilfe und Richtwerte für die 
Aufteilung nach Ländern innerhalb der einzelnen Regionen 


Westafrika 

Guinea 

100 

Elfenbeinküste 

50 

Niger 

50 

Obervolta 

50 

Angola 

150 

Kongo 

50 

Kapverdische Inseln 

150 

Malawi 

100 

Ostafrika 

Lesotho 

350 

Madagaskar 

50 

Burundi 

50 

Uganda 

300 

Mauritius 

100 

Sudan 

700 

Sambia 

50 

Somalia 

50 

Mogambique 

150 

Naher Osten 

Ägypten 

350 

Jemen 

150 

Ferner Osten 

Bangladesh 

2 500 

Indien 

10 000 

Pakistan 

2 000 

Sri Lanka 

1000 

Nepal 

450 


700 


1 800 


500 


15 950 


(in t) 
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Lateinamerika 

El Salvador 1 

Honduras ( 

100 

Bolivien 

300 

Brasilien 

100 

Kolumbien 

500 

Peru 

50 

Insgesamt 



Übersicht VH 

Regionale Aufgliederung der von der UNICEF vorgeschlagenen Nahrungsmittelhilfe und Richtwerte für 
die Aufgliederung nach Ländern innerhalb der einzelnen Regionen 


Ferner Osten 

Bangladesh 

1000 

Indien 

1500 

Sri Lanka 

80 

Birma 

50 

Süd-Vietnam 

90 

Khmer-Republik 

80 

Afrika 

Kapverdische Inseln 

80 

Mocambique 

120 
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